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 Rechtsamt 

Stadt Fürstenfeldbruck  Postfach 1645  82245 Fürstenfeldbruck Hauptstraße 31 
 

An die/ das/ den 
Mitarbeiter/innen der Stadtverwaltung 
Behindertenbeirat/ Seniorenbeirat/  
Sportbeirat/ Stadtjugendrat/ Umweltbeirat/ 
Wirtschaftsbeirat 
Stadtwerke Fürstenfeldbruck 
Veranstaltungsforum Fürstenfeld 
Vertreter der Presse 

82256 Fürstenfeldbruck 

Telefon: 08141 / 281-0 
Telefax: 08141 / 282-1199 

 

Allg. Öffnungszeiten: 
Mo – Fr 08:00-12:00 Uhr 

Do 14:00-18:00 Uhr 
und nach Vereinbarung 

 

http://www.fuerstenfeldbruck.de 

Info@fuerstenfeldbruck.de 

 

Fürstenfeldbruck, 15.01.2026  
 

 
 

Einladung zur 
37. öffentlichen und nichtöffentlichen Sitzung des Ausschusses für 
Umwelt, Verkehr und Tiefbau 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
hiermit lade ich Sie zu der am Mittwoch, 04.02.2026, 18:00 Uhr, im großen Sitzungssaal 
des Rathauses stattfindenden Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Verkehr und 
Tiefbau ein. 
 
 
 
Tagesordnung: 
 
Öffentlicher Teil: 
 
 1. Bekanntgabe von in nichtöffentlichen Sitzungen gefassten Beschlüssen gem. Art. 

52. Abs. 3 GO 
 

 2. Genehmigung der öffentlichen Niederschrift 
 

 3. Umwelt- und verkehrsrechtliche Fragen 
 

 4. Vergabe: kommunale Verkehrsüberwachung 
 

 5. alternatives Ampelmännchen - Grundsatzentscheidung 
 

 6. Vollzug der StVO; Schnellmaßnahme Fürstenfelder Straße: Tempo 30 zwischen 
Stadtpark und Klosterstraße 
 

 7. Sachantrag Nr. 186 - Radlfreundlicher Umbau Leonhardsplatz und Münchner 
Straße 
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 8. Sachantrag Nr. 196 - Lösungen Abbiegespur Dachauer Str 
 

 9. Mündlicher Bericht; Sachstand Straßenplanung Sulzbogen 
 

 10. Verschiedenes 
 

 
Nichtöffentlicher Teil: 
 
 1. Genehmigung der nichtöffentlichen Niederschrift 

 
 2. Verschiedenes 

 
 
 
 
Freundliche Grüße 
 
 
 
 
Christian Götz 
Oberbürgermeister 

6



T
O

P
 Ö

  2
T

O
P

 Ö
  2

7



8



STADTVERWALTUNG FÜRSTENFELDBRUCK 
 

Beschlussvorlage Nr. 3807/2025 
 

37. öffentliche und nichtöffentliche Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Ver-
kehr und Tiefbau 

 

Betreff/Sach-
antragsnr. 

Vergabe: kommunale Verkehrsüberwachung 

TOP - Nr.  Vorlagenstatus öffentlich 

AZ: SG 34 Erstelldatum 02.12.2025 

Verfasser Thron, Birgit Zuständiges Amt Amt 3  

Amt 1 

Sachgebiet 34 
Straßenverkehrsbehörde 

Abzeichnung OB: 

Abzeichnung 2./ 3. Bgm: 

Beratungsfolge Zuständigkeit Datum Ö-Status 

1 Ausschuss für Umwelt, Verkehr 
und Tiefbau 

Vorberatung 04.02.2026 Ö 

2 Stadtrat Entscheidung 24.02.2026 Ö 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der UVTA empfiehlt dem Stadtrat die kommunale Verkehrsüberwachung, im Rah-
men der Arbeitnehmerüberlassung, an die gGKVS, gemeinnützige Gesellschaft für 
Kriminalprävention und Verkehrssicherheit mbH, zu vergeben. 
 

 

 

TOP Ö  4TOP Ö  4
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Refe-
rent/in 

Pötzsch/SPD             Ja/Nein/Kenntnis     

Refe-
rent/in 

                        Ja/Nein/Kenntnis    

Refe-
rent/in 

                        Ja/Nein/Kenntnis    

Refe-
rent/in 

                        Ja/Nein/Kenntnis    

Refe-
rent/in 

                        Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat              Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat              Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat              Ja/Nein/Kenntnis    

     

Klimarelevanz       

Umweltauswirkungen     

Finanzielle Auswirkungen  Ja 

Haushaltsmittel stehen zur Verfügung  Ja  
 
 
 
  

600.000 € 

Aufwand/Ertrag lt. Beschlussvorschlag  

 

 

    
 
 
 
  

      € 

Aufwand/Ertrag der Gesamtmaßnahme  

 

 

 
 
 
 
  

      € 

Folgekosten Jährlich 

     

 

 

 

 
 
 
 
  

      € 
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Sachvortrag: 
 
Der Grundsatzbeschluss zur Vergabe der kommunalen Verkehrsüberwachung (KVÜ) 
an einen externen Anbieter im Rahmen der Arbeitnehmerüberlassung erfolgte in der 
Stadtratsitzung am 30.11.2004. 
 
Auf Grund der Kündigung des Vertrages mit der Firma ESD zum 31.12.2025, die für 
die Überwachung des ruhenden Verkehrs im Außendienst und die Bearbeitung der 
Verstöße im ruhenden und fließenden Verkehr im Innendienst zuständig war, wurde 
in der Stadtratsitzung am 29.07.2025 beschlossen, die KVÜ ab 01.04.2026 komplett 
neu zu vergeben. 
 
Für die Übergangszeit 01.01.-31.03.2026 erfolgte gemäß dem Stadtratsbeschluss 
vom 29.07.2025 und dem HFA-Beschluss vom 02.12.2025 eine Direktvergabe an die 
gGKVS, die seit 2005 die Geschwindigkeitskontrollen für die Stadt Fürstenfeldbruck 
durchführt. 
 
 
 
Im Zeitraum 10.12.2025 - 12.01.2026 erfolgte die europaweite Ausschreibung über 
das Portal https://www.deutsche-evergabe.de. 
 
5 Unternehmen haben sich die Ausschreibung angeschaut. 4 davon waren artfremd 
(Verkehrsplaner). 
 
Von der gGKVS sind, als einzige Bewerberin, die Angebotsunterlagen fristgerecht 
am 12.01.2026 vor 10 Uhr eingegangen. 
 
Die geforderten Kriterien  
 

- technische und berufliche Leistungsfähigkeit 
- Eigenbezug zu Russland 
- Leistungsverzeichnis / Leistungsprogramm 
- Qualifizierung / Referenzen 
- kein Subunternehmer 
- Tarifbindung 

 
werden alle erfüllt.  
 
Das Angebot wurde zu einem Preis von 579.912,80 € brutto pro Jahr abgegeben. Im 
Haushalt wurden für die Jahre 2026 und 2027 jeweils 600.000 € und 620.000 € an-
gesetzt und genehmigt. Die Ausgaben sind somit gedeckt. 
 
Da die Verwaltung äußerst zufrieden mit der Zusammenarbeit mit der gGKVS ist und 
das abgegebene Angebot alle Voraussetzungen erfüllt, schlägt die Verwaltung vor, 
der gGKVS den Zuschlag zu erteilen.  
 
Die Verwaltung kommt somit zu eingangs formulierten Beschlussvorschlag. 
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STADTVERWALTUNG FÜRSTENFELDBRUCK 
 

Beschlussvorlage Nr. 3806/2025 
 

37. öffentliche und nichtöffentliche Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Ver-
kehr und Tiefbau 

 

Betreff/Sach-
antragsnr. 

alternatives Ampelmännchen - Grundsatzentscheidung 

TOP - Nr.  Vorlagenstatus öffentlich 

AZ: SG 34 Erstelldatum 02.12.2025 

Verfasser Thron, Birgit Zuständiges Amt Amt 3  

Sachgebiet 34 
Straßenverkehrsbehörde 

Abzeichnung OB: 

Abzeichnung 2./ 3. Bgm: 

Beratungsfolge Zuständigkeit Datum Ö-Status 

1 Ausschuss für Umwelt, Verkehr 
und Tiefbau 

Vorberatung/ Ent-
scheidung 

04.02.2026 Ö 

 

Anlagen: 1) Rechtliche Prüfung der Straßenverkehrsbehörde alternative 
Streuscheiben 

2) Stellungnahme des Staatsministeriums des Innern, für Sport und 
Integration 

 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Zur Auswahl: 
 

1. Der UVTA beschließt, dass das Thema „alternatives Ampelmännchen“ weiter-
verfolgt und dem Stadtrat zur Entscheidung vorgelegt werden soll. 
 

2. Der UVTA beschließt, dass das Thema „alternatives Ampelmännchen“ NICHT 
weiterverfolgt werden soll. 
 

 

 

 

TOP Ö  5TOP Ö  5
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Refe-
rent/in 

Pötzsch/SPD             Ja/Nein/Kenntnis     

Refe-
rent/in 

                        Ja/Nein/Kenntnis    

Refe-
rent/in 

                        Ja/Nein/Kenntnis    

Refe-
rent/in 

                        Ja/Nein/Kenntnis    

Refe-
rent/in 

                        Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat              Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat              Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat              Ja/Nein/Kenntnis    

     

Klimarelevanz       

Umweltauswirkungen     

Finanzielle Auswirkungen  Ja 

Haushaltsmittel stehen zur Verfügung      
 
 
 
  

      € 

Aufwand/Ertrag lt. Beschlussvorschlag  

 

 

    
 
 
 
  

      € 

Aufwand/Ertrag der Gesamtmaßnahme  

 

 

 
 
 
 
  

      € 

Folgekosten      

     

 

 

 

 
 
 
 
  

      € 
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Sachvortrag: 
 
Eine Bürgerin aus Fürstenfeldbruck hat vorgeschlagen ein alternatives Ampelmänn-
chen zu verwenden, z.B. die Bavaria. 
 
Als Begründung führte sie an, dass immer mehr Städte bei Lichtzeichenanlagen auf 
besondere, identitätsstiftende Merkmale setzen. Die Stadt München habe so z.B. die 
Pumuckl-Ampel eingeführt. 
 
Die Idee der Bavaria beruht darauf, dass die Stadt Fürstenfeldbruck stolz auf Ferdi-
nand von Miller, den Schöpfer der Bavaria, sei. 
 
Mit einem solchen Ampelmännchen hätte man ein Alleinstellungsmerkmal, dass so-
wohl unsere lokale Geschichte würdigt, als auch für Bürgerinnen, Bürger und Gäste 
ein sympathisches Wiedererkennungsmerkmal darstellen würde. 
 
 
 
Ob dieser Vorschlag „Bavaria“ technisch umsetzbar ist wurde noch nicht geprüft. 
Hierzu müsste eine/n Grafiker/in beauftragt werden. Auch zu erwartende Kosten 
konnten aus diesem Grund noch nicht ermittelt werden. Allein der Austausch eines 
Signalgeber-Satzes kostet ca. 500 €. 
 
Die rechtliche Prüfung der Straßenverkehrsbehörde hat ergeben, dass es dafür einer 
Zulassung durch den Bundesgesetzgeber oder das Bundesministerium für Verkehr 
bedarf (vgl. Anlage 1). 
 
Zur Anfrage eines Abgeordneten hat das Staatsministerium des Innern, für Sport und 
Integration Stellung genommen. Hierin wird darauf verwiesen, dass letztlich die Ver-
antwortung bei den Kommunen liegt, wenn sie von den rechtlichen Vorgaben abwei-
chen, was ein haftungsrechtliches Risiko beinhaltet (vgl. Anlage 2). 
 
Die Verwaltung schlägt daher vor, erstmal einen Grundsatzbeschluss zu fassen, ob 
dieser Vorschlag weiterverfolgt werden soll. 
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  Anlage 1 zum SV 3806/2025 

Auszüge aus Rand-Nr. 17 der VwV zu § 37 StVO 

 
Aktenvermerk über das Ergebnis zum Prüfauftrag abweichende Ausführung 
von Ampelmännchen (Hier: Bavaria, Anfrage von Frau Jutta Gutsch) 
 
Für Fußgängersignalgeber sind die in Nr. 6.2.7 der Richtlinien für Lichtsignalanlagen 
(RiLSA) vorgegebenen Sinnbilder zu verwenden. Sie entsprechen den in § 39 Abs. 7 
StVO „Verkehrszeichen“ vorgegebenen Sinnbildern. 
 

 
 
Abweichende Sinnbilder sind unzulässig. Die Anordnung nicht zugelassener Sinnbil-
der durch die Straßenverkehrsbehörde oder deren Aufstellung durch die Straßenbau-
behörde ist rechtswidrig. 
 
Zulassen kann andere Sinnbilder nur der Bundesgesetzgeber oder das Bundesminis-
terium für Verkehr. Auch die Ausnahmevorschrift des § 46 Abs. 2 StVO, welche es 
den oberen Straßenverkehrsbehörden erlaubt, von allen Vorschriften der StVO Ab-
weichungen zuzulassen, greift nicht. 
 
In Deutschland finden sich mittlerweile eine ganze Reihe „alternativer“ Ampelfiguren. 
Vor diesem Hintergrund wird diskutiert, ob die Straßenverkehrsordnung für das Sinn-
bild „Fußgänger“ i.S.d. § 37 Abs. 2 Nr. 5 StVO zwingend eine Ausgestaltung entspre-
chend dem Sinnbild Fußgänger für Verkehrszeichen in § 39 Abs. 7 StVO sowie nach 
Nr. 6.2.7 der RiLSA vorgibt und der Verwendung andersartiger Sinnbilder entgegen-
steht. Selbst wenn die Verwendung andersartiger Ampelmännchen objektiv-rechtlich 

TOP Ö  5TOP Ö  5
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nicht im Einklang mit § 37 Abs. 2 Nr. 5 StVO stehen sollte, erscheint es nach der ak-
tuellen Rechtsprechung (vgl. Urteil vom 28.04.2021 – M 23 K 20.6509 des VG Mün-
chen und Beschluss des Bund-Länder-Fachausschusses zur StVO vom 
16./17.01.2019 Drucksache 19/2025 des Schleswig-Holsteinischen Landtags) offen-
sichtlich und eindeutig ausgeschlossen, dass einem Kläger allein wegen einer Abwei-
chung von diesen Vorgaben ein Anspruch auf Austausch der Streuscheiben bzw. auf 
Ausgestaltung i.S.d. Ziffer 6.2.7 RiLSA zustände. Denn diese dienen ersichtlich allein 
der Einheitlichkeit und Verständlichkeit (gemäß dem sog. Wiener Weltabkommen von 
1968 für allgemeine Verkehrsregeln und besondere Verhaltensregeln durch Ver-
kehrszeichen und dem europäischen Zusatzeinkommen über Verkehrszeichen und 
Markierungen) sowie der Verkehrssicherheit und damit Allgemeininteressen, nicht je-
doch dem Individualinteresse eines Klägers. 
 
Zusammengefasst bedeutet dies: 
 

• Die Bavaria als Ampelmännchen zu verwenden ist rechtswidrig.  

• Zugelassen werden könnte es nur durch den Bundesgesetzgeber oder das 
Bundesministerium für Verkehr. 

• Es könnte von der Rechtsaufsichtsbehörde beanstandet werden. 

• Die Klage eines Verkehrsteilnehmers wäre unzulässig. 

• Wichtig ist: Das Sinnbild muss so eindeutig gestaltet sein, also STEHEND und 
SCHREITEND, dass ein/e Fußgänger/in auf den ersten Blick erfassen kann, 
was das Lichtzeichen zum Ausdruck bringt. 

18
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STADTVERWALTUNG FÜRSTENFELDBRUCK 
 

Beschlussvorlage Nr. 3732/2025 
 

37. öffentliche und nichtöffentliche Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Ver-
kehr und Tiefbau 

 

Betreff/Sach-
antragsnr. 

Vollzug der StVO; Schnellmaßnahme Fürstenfelder Straße: Tempo 30 
zwischen Stadtpark und Klosterstraße 

TOP - Nr.  Vorlagenstatus öffentlich 

AZ: SG 34 Th Erstelldatum 08.10.2025 

Verfasser Thron, Birgit Zuständiges Amt Amt 3  

Sachgebiet 34 
Straßenverkehrsbehörde 

Abzeichnung OB: 

Abzeichnung 2./ 3. Bgm: 

Beratungsfolge Zuständigkeit Datum Ö-Status 

1 Ausschuss für Umwelt, Verkehr 
und Tiefbau 

Entscheidung 04.02.2026 Ö 

 

Anlagen: 1) Sachantrag Nr. 184/2025 
2) VwV-StVO Anlage 2 Vorschriftszeichen (zu § 41 Abs.1 StVO) 
3) Anwendungshinweise StVO für die Praxis zu § 45 StVO 
4) IMS § 45 Abs. 9 Satz 4 StVO  
5) Protokollauszug Verkehrsschau am 15.07.2025 

 

 

Beschlussvorschlag der Antragstellerin: 
 
Der Stadtrat beschließt, auf Basis der geänderten StVO samt Verwaltungsvorschrift 
(Abschnitte XI und XII zu Z 274 StVO Zulässige Höchstgeschwindigkeit) rund um die 
drei Fußgängerüberwege an der Fürstenfelder Straße (Stadtpark, Haupteingang des 
Veranstaltungsforums, Einmündung der Klosterstraße) und in den dazwischen lie-
genden Streckenabschnitten Tempo 30 anzuordnen. 
 
Diese Anordnung wird zuvor mit dem Staatlichen Bauamt abgesprochen. 
 
Zudem wird geprüft, ob weitere Teile der Oskar-von-Miller-Straße als starkfrequen-
tierter Schulweg (vier Schulen „ums Eck“) auf Tempo 30 beschränkt werden kann, 
samt etwaigem Lückenschluss. 
 
 
 
 

TOP Ö  6TOP Ö  6
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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 
 
Der Stadtrat beschließt, auf Basis der geänderten StVO samt Verwaltungsvorschrift 
(Abschnitte XI und XII zu Z 274 StVO Zulässige Höchstgeschwindigkeit) rund um die 
drei Fußgängerüberwege an der Fürstenfelder Straße (Stadtpark, Haupteingang des 
Veranstaltungsforums, Einmündung der Klosterstraße) und in den dazwischen lie-
genden Streckenabschnitten Tempo 30 anzuordnen. 
Die verkehrsrechtliche Anordnung ist nach § 45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6, zweiter Halbsatz 
StVO auf 1 Jahr „zur Erprobung geplanter verkehrssichernder oder verkehrsregeln-
der Maßnahmen“ zu befristen. 
 
Die Thematik „Geschwindigkeitsreduzierung an hoch frequentierten Schulwegen“ 
soll nach Eingang der noch ausstehenden Anwendungshinweise zur StVO, in Zu-
sammenarbeit mit dem ÖPNV und dem StBA Freising, erneut aufgegriffen werden. 
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Refe-
rent/in 

Pötzsch/SPD             Ja/Nein/Kenntnis     

Refe-
rent/in 

                        Ja/Nein/Kenntnis    

Refe-
rent/in 

                        Ja/Nein/Kenntnis    

Refe-
rent/in 

                        Ja/Nein/Kenntnis    

Refe-
rent/in 

                        Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat              Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat              Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat              Ja/Nein/Kenntnis    

     

Klimarelevanz       

Umweltauswirkungen     

Finanzielle Auswirkungen  Ja 

Haushaltsmittel stehen zur Verfügung      
 
 
 
  

      € 

Aufwand/Ertrag lt. Beschlussvorschlag  

 

 

    
 
 
 
  

      € 

Aufwand/Ertrag der Gesamtmaßnahme  

 

 

 
 
 
 
  

      € 

Folgekosten      

     

 

 

 

 
 
 
 
  

      € 

 

23



Seite 4 

 

Sachvortrag: 
 
Mit Schreiben vom 8. Juni 2025 wurde von der Referentin für Klimaschutz & Energie, 
Frau Dr. Zierl, für die ÖDP, der Sachantrag Nr. 184 „Schnellmaßnahme Fürstenfelder 
Straße: Tempo 30 zwischen Stadtpark und Klosterstraße“ eingereicht. 
 
Den ausführlichen Inhalt des Antrages mit Begründung entnehmen Sie bitte der  
Anlage 1. 
 
 
Rechtliche Würdigung  
 
anzuwendende Rechtsgrundlagen:  
 

• § 45 Abs. 9 Satz 4 Nr. 6 StVO 
 
(9) 1Verkehrszeichen und Verkehrseinrichtungen sind nur dort anzuordnen, wo dies 
auf Grund der besonderen Umstände zwingend erforderlich ist. 2Dabei dürfen Ge-
fahrzeichen nur dort angeordnet werden, wo es für die Sicherheit des Verkehrs er-
forderlich ist, weil auch ein aufmerksamer Verkehrsteilnehmer die Gefahr nicht oder 
nicht rechtzeitig erkennen kann und auch nicht mit ihr rechnen muss. 3Insbesondere 
Beschränkungen und Verbote des fließenden Verkehrs dürfen nur angeordnet wer-
den, wenn auf Grund der besonderen örtlichen Verhältnisse eine Gefahrenlage be-
steht, die das allgemeine Risiko einer Beeinträchtigung der in den vorstehenden 
Absätzen genannten Rechtsgüter erheblich übersteigt. 4Satz 3 gilt nicht für die 
Anordnung von 
 
6.  
innerörtlichen streckenbezogenen Geschwindigkeitsbeschränkungen von 30 km/h 
(Zeichen 274) nach Absatz 1 Satz 1 auf Straßen des überörtlichen Verkehrs (Bun-
des-, Landes- und Kreisstraßen) oder auf weiteren Vorfahrtstraßen (Zeichen 306) 
im unmittelbaren Bereich von an diesen Straßen gelegenen Fußgängerüberwe-
gen, Kindergärten, Kindertagesstätten, Spielplätzen, hochfrequentierten Schul-
wegen, allgemeinbildenden Schulen, Förderschulen, Alten- und Pflegeheimen, 
Einrichtungen für Menschen mit Behinderungen oder Krankenhäusern.  
 

• StVO-Anlage 2 „Vorschriftzeichen (zu § 41 Abs. 1)“ hier: VwV-StVO zu Z 274 StVO 
(vgl. Anlage 2) 
 

• Anwendungshinweise StVO für die Praxis - Verkehrszeichen und Verkehrseinrich-
tungen § 45 (vgl. Anlage 3) 

 

• Aktuelle Ausführungshinweise als IMS (vgl. Anlage 4) eigegangen bei der Verwal-
tung am 15.10.25 

 

 
 

o  
 

o   

24
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Hinweise: 
 
Die Rechtsgrundlagen ergänzen einander und gelten für alle innörtlichen Hauptver-
kehrsstraßen, egal ob als kommunale Straßen, Bundes-, Staats- oder Kreisstraßen 
klassifiziert. Das IMS konkretisiert die Vorgaben der StVO für den Freistaat Bayern. 
 
Der Sachvortrag gibt nicht den Inhalt der Rechtsgrundlagen in den Anlagen wieder. 
 
Um ein Verständnis für die Systematik der Rechtsgrundlagen und jeweils erforderli-
chen Prüfungen aufzubauen, wird unter 1., zusätzlich zum Sachantrag, auch das 
Thema „30 vor sensiblen Bereichen“ behandelt. 
 
Da entgegen der weit verbreiteten Annahme, ein Automatismus für Geschwindig-
keitsbeschränkungen gemäß § 45 Abs. 9 Satz 4 Nr. 6 StVO nicht zulässig ist (vgl. 1. 
des IMS, Anlage 4) werde ich Sie durch die Prüfungsabfolgen führen und die Ergeb-
nisse erläutern. 
 
1. Anordnung von 30 km/h im unmittelbaren Bereich von sensiblen Bereichen 

 
Bei den vom Antrag umfassten Schulen (Gymnasium, BOS/FOS an der Münchner-
/Tulpenstraße und Berufsschule an der Bahnhof-/Hans-Sachs-Straße) fällt lediglich 
das Gymnasium als allgemeinbildende Schule unter diese Rechtsgrundlage (vgl. 2.2. 
Anlage 4 und Seiten 14e und f „Hintergrund der Absenkung“ Anlage 3). 
 
Das Gymnasium verfügt jedoch nicht über einen direkten Zugang zur Straße, was 
Voraussetzung für die Anordnung einer Geschwindigkeitsbeschränkung (auf max. 
300m Länge) ist (vgl. 3., 1. Alternative, Anlage 4). Der tatsächliche Eingang des 
Gymnasiums befindet sich ungefähr in der Mitte des Schulgeländes.  
 
Das Schulgelände ist im Norden begrenzt von einer Fahrradzone (30 km/h) und ei-
nem Gehweg auf dem die Zufahrt zum Schulgelände für Radfahrer freigegeben wur-
de. Das mit der Fahrradzone angeordnete Einfahrts- und Parkverbot in diesem Areal 
für Nichtanlieger (wo vorher starker Hol- und Bring-Verkehr sowie Parkraum-Such-
Verkehr stattgefunden hat) wird beachtet. In Einzelfällen steigen Schüler in der Tul-
penstr. vor der Fahrradzone aus Kfz aus. 
 
Im Osten und Süden ist das Schulgelände von Feldern, Wald und der Bahnlinie um-
geben.  
 
Die Schüler/Innen, die mit der S-Bahn anreisen, queren die Münchner Straße über 
die Brücke, die auf dem Schulgelände endet. 
 
Im Westen liegt die Münchner Straße, mit einem gemeinsamen Geh- und Radweg 
dazwischen, ca. 180m vom Eingang entfernt. Hier käme ggf. eine Geschwindigkeits-
reduzierung gemäß der 2. Alternative (vgl. 3., 2. Alternative, Anlage 4) in Betracht.  
Hierbei ist jedoch der Nachweis zu führen, dass gemäß § 45 Abs. 9 Satz 1 StVO, ei-
ne Geschwindigkeitsbeschränkung angeordnet werden muss, da dies auf Grund der 
besonderen Umstände zwingend erforderlich ist. 
Prüfungsabfolge: 
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1.1 Gibt es in der Münchner Straße auf Höhe des Schulgeländes: 
 
- Bring- und Abholverkehr mit vielfachem Ein- und Aussteigen? 
  AW: Nein, aber auf dem Parkplatz, dessen Ausfahrt ampelgeregelt abgesichert und  
          vom Schulgelände abgegrenzt ist und vereinzelt am Beginn der Tulpenstraße. 
 
- häufige Fahrbahnquerungen durch Fußgänger, Pulkbildung von Radfahrern und  
  Fußgängern? 
  AW: Ja, vor allem am Knotenpunkt O.-v.-Miller-Str. / Tulpenstr., der ampelgeregelt  
  abgesichert ist. 
 
- die Befürchtung, dass KFZ Umleitungs- oder Verdrängungseffekte in Wohngebiete  
  erfolgen? 
  AW: Nein, vermutlich auf Grund fehlender Alternativrouten nicht. 
 
1.2 Länge und Positionierung des abgesenkten Geschwindigkeitsbereiches 
 
- In welchem Bereich ist der stärkste Zulauf aus dieser Richtung auf das Schulge- 
  lände? 
   AW: siehe rote Pfeile 
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Gehen wir vom Knotenpunkt O.-.v.-Miller-/Tulpenstr./Münchner Str. aus und ziehen 
einen Radius von 150m (vgl. 3.2 Anlage 4) darum: 
 

 
 
Dies würde bedeuten, dass eine Geschwindigkeitsbeschränkung in diesem Bereich 
(außer Tulpenstr.; bereits „30“) vom Grundsatz her möglich wäre.  
 
1.3 Prüfung zwingendes Erfordernis 
 
Es liegt in der Natur der Dinge, dass es für die Rad fahrenden und zu Fuß gehenden 
immer sicherer scheint, wenn der Kfz-Verkehr 30 km/h anstatt 50 km/h fährt (subjek-
tive Gefahr). 
 
Aber: 
Ist es auch zwingend erforderlich in diesem Bereich (objektive Gefahr)? Dies ist ge-
mäß § 45 Abs. 9 Satz 1 StVO hier nun zu begründen (vgl. 1. des IMS, Anlage 4): 
 
Was haben wir? 
AW: signalisierte Knotenpunkte, beidseitige Geh- und Radwege, in der Regel (außer 
nachts, wo keine Schüler unterwegs sind) ein hohes Verkehrsaufkommen, so dass 
die zulässige Höchstgeschwindigkeit von 50 km/h kaum erreicht wird. Seit der Ver-
längerung der LSA-Schaltzeiten auf So.-Do. 06:00 – 23:00 und Fr./Sa. 06 – 24:00 ist 
der Knotenpunkt keine Unfallhäufungsstelle mehr. 
 
1.4 Abwägung der Verhältnismäßigkeit: 
 
Ist die Maßnahme: 
 
Angemessen? 
Erforderlich? 
Geeignet? 
 
Steht der für die Fußgänger und Radfahrer evtl. zu erwartende Vorteil im Verhältnis  
zu den evtl. negativen Auswirkungen auf den ÖPNV und den Individualverkehr? 
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Gibt es belegbare tatsächliche Vorteile oder Verbesserungen für Fußgänger und  
Radfahrer, bei denen es sich nicht nur um subjektives Sicherheitsgefühl handelt? 
 
AW: Unfallstatistik 
Seit dem 01.01.2022 haben sich 8 Verkehrsunfälle an diesem Knotenpunkt ereignet. 
Es handelt sich dabei um 7 Einbiege-/Kreuzungsunfälle zwischen Kfz, bei denen die 
Vorfahrt missachtet wurde.  
Es gab 1 Unfall mit Fußgängerbeteiligung. Ein LKW bog als Linksabbieger von der 
O.-v.-Miller-Str. in die Münchner Str. Richtung Innenstadt ab und übersah dabei ei-
nen querenden Fußgänger. Dieser wurde leicht verletzt. Eine Geschwindigkeitsredu-
zierung auf 30 km/h hätte diesen Unfall nicht verhindern können, da Linksabbieger 
den Gegenverkehr durchlassen müssen und während des Abbiegens ohnehin keine 
hohe Geschwindigkeit fahren können. 
 
Zu prüfen ist auch (vgl. Anlage 2 Seiten 112c und 113), ob bei angeordneten 30 km/h 
die Fahrpläne des ÖPNV noch eingehalten werden können. Dies ist evtl. nur mit ent-
sprechenden Vorrangschaltungen möglich, die es in FFB noch nicht gibt. Evtl. hat ei-
ne Geschwindigkeitsreduzierung auch keine Auswirkungen, da ohnehin, gerade im 
Berufsverkehr, wenn auch die Schüler unterwegs sind, ohnehin nicht schneller ge-
fahren werden kann. Eine Prüfung dessen existiert nicht. 
 
Weiterhin ist die Leistungsfähigkeit der B2 in diesem Bereich zu prüfen (egal ob sie 
verlegt wird oder nicht, an diesem Bereich führt sie weiterhin vorbei). Die Funktion 
der Bundesstraße besteht in der Hauptsache darin, für den nötigen Kfz-Verkehrsfluss 
zu sorgen. Ist dies bei 30 km/h noch in einem vertretbaren Umfang möglich? Oder 
hat eine Geschwindigkeitsreduzierung auf Grund der örtlichen Gegebenheiten gar 
keine Auswirkungen? Müssten die Ampelschaltungen (auch bei den anderen Ampel-
anlagen im Verlauf, da sie zueinander abhängig geschaltet sind) geändert werden? 
Eine Prüfung dessen existiert nicht. 
 
Braucht es diese Prüfungen für einen Umkreis von 150m überhaupt oder ist der Auf-
wand schon unverhältnismäßig zum evtl. Erfolg, dass, außerhalb von Stoßzeiten 
langsamer gefahren werden muss als man evtl. kann? Die Geschwindigkeitsbe-
schränkung müsste auch von Montag bis Freitag auf die Öffnungszeiten des Gymna-
siums beschränkt werden. 
 

2. Anordnung von 30 km/h auf Grund von stark frequentiertem Schulweg  
 
Auch diese Rechtsgrundlage erfasst nur das im Antrag aufgeführte Gymnasium als 
allgemeinbildende Schule.  
 
In der StVO ist eine Definition für hochfrequentierte Schulweg im Ansatz vorhanden 
(vgl. Anlage 2 Seiten 112d und 113). Die Anwendungshinweise vom Bayer. Staats-
ministerium hierzu fehlen noch. Eine Nachfrage bei der Regierung von Oberbayern  
hat ergeben, dass die Kommunen warten müssen. 
 
 

3. Anordnung von 30 km/h in der Fürstenfelder Straße zwischen Stadtpark und Kloster-
straße im Bereich der 3 Fußgängerüberwege (FGÜ) 
 
Gemäß der anzuwendenden Rechtsgrundlage wurden die Voraussetzungen, wann 
eine solche Geschwindigkeitsreduzierung insbesondere in Betracht kommt (vgl. An-
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lage 2 Nr. 13 b auf Seiten 113 und 114), in der Verkehrsschau am 15.07.2025 ge-
prüft. Den Protokoll-Auszug hierzu finden Sie in der Anlage 5. 
 
Im Ergebnis wurde festgestellt, dass diese Voraussetzungen nicht vorliegen.  
- Die erforderlichen Sichtweiten sind vorhanden. 
- Die Unfallstatistik zeigt auf, dass an diesen 3 FGÜ in 3 Jahren 8 Unfälle geschehen  
  sind, deren Unfallursache nicht unangemessene Geschwindigkeit war. 
 
Insbesondere bedeutet, dass auch in anderen Fällen, evtl. eine Anordnung möglich 
wäre. Der bisher unbestimmte Rechtsbegriff „im unmittelbaren Bereich von FGÜ“ 
wurde ausgeführt (vgl. Anlage 2 Seiten 113 und 114 Nr. 13b), so dass eine Anord-
nung bis höchstens 300m Länge zu begrenzen wäre. 
 
Betrachtet man die FGÜ einzeln, könnte (vgl. Anlage 2 Seite 114 Nr. 14 XII, Anlage 3 
Seite 14g) eine durchgängige Geschwindigkeitsbeschränkung über alle 3 FGÜ an-
geordnet werden, da die Abstände zwischen den einzelnen „unmittelbaren Berei-
chen“ (max. 300m) der FGÜ die höchstens vorgegebenen 500m nicht überschreiten. 
 
Eingeschränkt wird diese theoretische Möglichkeit durch die „Schranken“ der StVO 
für die Praxis. Diese beinhalten Anwendungshinweise für die Straßenverkehrsbehör-
den. So wurde mit der Schaffung dieser Rechtsgrundlage den Straßenverkehrsbe-
hörden ein Instrumentarium an die Hand gegeben, um verantwortungsvoll vor Ort zu 
prüfen, in welchen Fällen eine streckenbezogene Tempo 30 Anordnung in Betracht 
kommt, um einerseits schwächere Verkehrsteilnehmer, wie Kinder und Senioren zu 
schützen, andererseits den Verkehrsfluss nicht übermäßig zu beeinträchtigen (vgl. 
Anlage 3 Seiten 14e und f „Hintergrund der Absenkung“). 
 
So wird in Anlage 3 auch klargestellt, dass es sich bei diesen Anordnungsmöglichkei-
ten um keine weitergehende Erleichterung, sondern um eine Erweiterung des Kata-
logs der Örtlichkeiten handelt, bei denen das Erfordernis der qualifizierten Gefahren-
lage nach § 45 Abs. 9 Satz 3 StVO weggefallen ist. Die Änderung lässt § 45 Abs. 9 
Satz 1 StVO „Verkehrszeichen und -einrichtungen sind nur dort anzuordnen, wo dies 
auf Grund der besonderen Umstände zwingend erforderlich ist.“ unberührt. Mit der 
Änderung ist kein Automatismus verbunden, dass Tempo 30 vor solchen Einrichtun-
gen stets anzuordnen ist. Die Regelung setzt eine ergebnisoffene Einzelfallprüfung 
anhand der konkreten örtlichen Verhältnisse voraus. Ein umfangreiches Anordnen 
streckenbezogener Tempo 30 Beschränkungen kommt somit nicht in Betracht (vgl. 
Anlage 3 Seite 14g). 
 
Da die besonderen Voraussetzungen (vgl. Anlage 2 Seiten 113 und 114 Nr. 13b) 
nicht vorliegen, und es im bez. Straßenabschnitt keine Einrichtungen mit be-
sonders schutzbedürftigen Personen gibt (das Gymnasium liegt abseits), wäre 
eine Reduzierung der Geschwindigkeit auf 30 km/h nicht im Sinne des § 45 
Abs. 9 Satz 4 Nr. 6 StVO (vgl. Anlage 3 Seiten 14e und f „Hintergrund der Absen-
kung“). 
 
Auch gibt es keine Probleme an den FGÜ, die eine Anordnung nach § 45 
Abs. 9 Satz 1 StVO (auf Grund der besonderen Umstände zwingend erforderlich 
(vgl. Anlage 4 Unfallstatistik) rechtfertigen würden. 
 
Die Verwaltung kommt daher zu dem Ergebnis, dass eine Geschwindigkeits-
beschränkung – allein auf Grund der vorhandenen FGÜ – nicht angeordnet 
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werden kann. (vgl. auch Anlage 5 Protokollauszug Verkehrsschau > fehlende Zu-
stimmung der Polizei).  
Hierdurch würde ein Präzedenzfall geschaffen mit der Folge, dass zu erwar-
tende Folgeanträge zum Automatismus führen würden, was rechtswidrig 
wäre. 
 
Alternative zu 3. 
 
In der Vorbesprechung zur UVTA-Sitzung am 09.12.2025 wurden die Beweggrün-
de zur Antragstellung dieses Punktes von der Antragstellerin nochmals erläutert, 
was zu der Einigung führte, den Sachantrag dahingehend ergänzend zu überar-
beiten und dem UVTA erst am 04.02.2026 vorzulegen. 
 
Der Antragstellerin geht es hierbei in erster Linie um die Sicherheit des Radver-
kehrs.  
 
Da es sich hierbei um die LKW-Ableitungsstrecke handelt, bestand jahrelang auf 
der gesamten Strecke zwischen Münchner Str. und Schöngeisinger Str. ein Be-
nutzungszwang in Form von gemeinsamen Geh- und Radwegen. Im Laufe der 
Jahre wurde im Bereich zwischen Münchner Straße und Bahnhofstraße der Be-
nutzungszwang auf der Nordseite in „Gehweg, Radfahrer frei“ umgewandelt, was 
zur Wahlmöglichkeit zwischen Benutzung der Fahrbahn und der Gehwege führte.  
 
Gründe dafür waren z.B.: 
- Schüler des Gymnasiums radeln in den Pausen, bzw. vor oder nach dem Unter- 
  richt zum Einkaufszentrum Edeka etc. 
- Erhöhung des Radverkehrs mit vielfältigen Routen und Wechselbeziehungen 
  (inbesondere vom / zum S-Bahnhof FFB)  
- zu schmale Gehwege für erhöhtes Radverkehrsaufkommen u.a. mit Beschwer 
  den von Fußgängern und Anwohnern 
 
Die Straßenverkehrsbehörde regte daher seit Jahren die Überplanung des 
gesamten Straßenzuges an. 
 
Eine Anordnung zur Geschwindigkeitsbeschränkung auf 30 km/h zum Schutz des 
Radverkehrs wäre nach § 45 Abs. 1 Satz 1 StVO möglich, wenn die sachlichen 
Voraussetzungen nach § 45 Abs. 9 Sätze 1 und 3 StVO: 
 
- auf Grund der besonderen Umstände zwingend erforderlich 
 
- auf Grund der besonderen örtlichen Verhältnisse besteht eine Gefahrenlage, die  
  das allgemeine Risiko einer Beeinträchtigung der Rechtsgüter erheblich über 
  steigt  
 
vorliegen. 
 
Prüfungsabfolge: 
 
Das Straßenverkehrsrecht dient der Gefahrenabwehr und der Unfallverhütung. Die 
Straßenverkehrsbehörden ergreifen insoweit Maßnahmen, als dies objektiv erfor-
derlich und nach objektiven Maßstäben zumutbar ist. Sie haben deshalb regelmä-
ßig dann keine weiteren Pflichten, wenn die Verkehrsteilnehmer bei zweckgerech-
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ter Benutzung der Straße und Anwendung der gebotenen Aufmerksamkeit etwai-
ge Schäden selbst abwenden können. Von den Verkehrsteilnehmern wird dabei in 
schwierigen Verkehrslagen sogar eine gesteigerte Aufmerksamkeit erwartet. Zu-
dem werden Kenntnisse über besondere Verkehrsgefahren vorausgesetzt. 
Die Bejahung einer konkreten Gefahrenlage setzt eine sorgfältige Prüfung der 
Verkehrslage voraus. Die Straßenverkehrsbehörde trifft deshalb eine besondere 
Darlegungs- und Beweislast. 
 
 
Der Antrag bezieht sich nur auf die Abschnitte im Bereich der 3 FGÜ und 
lautet konkret: 
 
- Geschwindigkeitsreduzierung auf 30 km/h 
- Aufhebung des Benutzungszwanges für Radfahrer 
- Freigabe der Gehwege für Radfahrer  

= Wahlmöglichkeit zum Radeln auf der Fahrbahn oder auf den Gehwegen 
 

            Was haben wir? 
 
            - hohes Kfz-Verkehrsaufkommen (aus VEP Juli 2017) 
 
            > Ist das Erreichen der zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 50 km/h überhaupt 
               24/7 möglich oder wird heute schon zu den relevanten Zeiten langsamer gefah- 
               ren? 
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             - LKW-Ableitungsstrecke  
                > kein Überholen des Kfz-Verkehrs untereinander möglich 
 
             - zu schmale Gehwege für Benutzungszwang 
 

- 3 Konfliktstellen (FGÜ) mit 8 Unfällen in 3 Jahren 
 

- Vorgabe: Seitenabstand von 1,50m beim Überholen von Radverkehr auf der  
       Fahrbahn > Überholen unter Einhaltung der Vorgabe kaum möglich 
 

- Im Zeitraum 01.01.2023 – 31.12.2025 einen Unfall im Längsverkehr, bei dem ein  
      Autofahrer den Mindestabstand beim Überholen nicht eingehalten, und den Rad 
      fahrer mit dem rechten Außenspiegel gestreift hat. Dieser kam zu Fall und wurde  
      leicht verletzt. 
 
Abwägung der Verhältnismäßigkeit: 
 
Ist die Maßnahme: 
 
Angemessen?  
Erforderlich?  
Geeignet? 
 
Die vorab aufgeführte Bestandsaufnahme zeigt keine konkrete Gefahrenlage auf. 
 
Allein die Tatsache, dass hier mehr als woanders LKW fahren, begründet keine 
Rechtmäßigkeit einer Anordnung. 
 
Gibt es belegbare tatsächliche Vorteile oder Verbesserungen für den Radverkehr,  
bei denen es sich nicht nur um subjektives Sicherheitsgefühl handelt? 
 
Ob Radfahrer sich auf einem zu schmalen Gehweg wohler fühlen, als auf einer Fahr- 
bahn, wo verstärkt LKW fahren, kann nicht beantwortet werden. Hierbei handelt es  
sich um ein subjektives Sicherheitsgefühl.  
Für zu Fuß gehende und Kinder bis zu 10 Jahren, die auf dem Gehweg radeln sollen 
/ müssen, stellt es auf jeden Fall eine Verbesserung dar. 
Auf Grund der doch schmalen Fahrbahnen könnten Kraftfahrer auch genervt sein 
von vor Ihnen Radelnden, was zu gefährlichen Überholmanövern führen könnte. 
Auf Grund der geraden Strecke können Kfz und Fahrräder beide 30 km/h fahren, 
was zu einem gleichmäßigen Verkehrsfluss ohne erforderliche Überholmanöver füh-
ren könnte. 
 
Steht der für den Radverkehr evtl. zu erwartende Vorteil im Verhältnis zu den evtl. 
negativen Auswirkungen auf den ÖPNV und den Individualverkehr? 
 
mögliche Auswirkungen auf den ÖPNV  
 
2 Buslinien durchfahren den Straßenabschnitt. Geringere Fahrgeschwindigkeiten 
könnten evtl. zu noch mehr Stau als jetzt schon (in Münchner Straße, O.-v.-Miller-
Str., Fürstenfelder Str., Rothschwaiger Str.) führen.  
> Kann der ÖPNV- Fahrplan noch eingehalten werden? 
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Die LSA am Knotenpunkt O.-v.-Miller-Str. / Bahnhofstr. ist nicht in Abhängigkeit mit 
anderen LSA geschaltet.  
> Könnte evtl. eine Verlängerung der Ampelphase O.-v.-Miller-Str. Abhilfe schaffen? 
> Eine Verlängerung der Ampelphase O.-v.-Miller-Str. hat insbesondere Auswirkun 
   gen auf den ÖPNV Bahnhofstr. bei der Querung der O.-v.-Miller-Str. > Ist die Ein- 
   haltung der Fahrpläne gefährdet?  
 
mögliche Auswirkungen auf den Individualverkehr 
 
 Eine Geschwindigkeitsreduzierung mit und ohne Anpassung der LSA O.-v.-Miller- 
 Str. / Bahnhofstr. hat evtl. Auswirkungen auf (noch) B 2 – Verkehr Münchner Str.  
 und führt evtl. zu noch stärkerem Rückstau 
 
 > Ist die Leistungsfähigkeit noch gegeben? 
 
nicht zu vergessen: mögliche Auswirkungen auf Rettungsdienste 
 
 
Die Straßenverkehrsbehörde kommt zu dem Ergebnis, dass eine „Schnellmaß-
nahme: Anordnung von 30 km/h“ nicht ohne weiteres möglich ist. Die Straßen-
verkehrsbehörde hat eine Beweis- und Darlegungspflicht. 

 
Für eine Anordnung nach den Punkten 1 und 3 sind die rechtlichen Vorausset-
zungen nicht erfüllt. Bei Punkt 2 fehlen noch die Anwendungshinweise. 

 
Die Alternative zu 3.  
 
könnte den Straßenabschnitt, in dem die Gehwege besonders schmal sind, ein 
nicht unerhebliches Fußgänger- und Radverkehrsaufkommen vorherrscht (ins-
besondere bei Veranstaltungen) für alle schwächeren Verkehrsteilnehmer si-
cherer machen. 
 
Da es der Straßenverkehrsbehörde aktuell an der geforderten Beweis- und Dar-
legungsmöglichkeit fehlt, wird in Abstimmung mit der Verkehrsplanung vorge-
schlagen, die Möglichkeit eines Probejahres nach § 45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 zwei-
ter Halbsatz StVO zu nutzen. Mit Hilfe eines Ingenieurbüros und unter Einbin-
dung des ÖPNV, des Staatlichen Bauamtes und der Polizei soll dann eine Eva-
luierung der Maßnahme erfolgen. 
 
Die Verwaltung kommt somit zu eingangs formuliertem Beschlussvorschlag. 
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Anlage 5 
 
PROTOKOLL – AUSZUG    
über die Verkehrsschau am 15.07.2025 
von 08:30 Uhr bis 12:00 Uhr 
 
Teilnehmer: Herr StR Pötzsch, Verkehrsreferent  
  Herr Ritter, Polizei 

Herr Erhard, Polizei 
  Herr Kappelmeir, SG 34 
  Frau Thron, SGL 34 

Herr Straßer, Bauhof 
 

O.-v.-Miller-Str. / Fürstenfelder Straße 
 
Frau Dr. Zierl hat einen Sachantrag zur Behandlung im UVT gestellt, in dem u.a. die Reduzierung 
der Geschwindigkeit auf 30 km/h im Bereich der 3 FGÜ beantragt wurde. 
 

 
 
Rechtliche Würdigung: 
 
Im unmittelbaren Bereich von FGÜ  
= unbestimmter Rechtsbegriff, fehlen noch Anwendungshinweise, aber gemäß StVO-Anlage 2 „Vor-
schriftzeichen (zu § 41 Abs. 1)“ hier: VwV-StVO zu Z 274 StVO, Seiten 113 und 114 Nr. 13b: höchs-
tens 300m + durchgängige Anordnung möglich bis zu max. 500m zwischen 2 geschwindigkeitsredu-
zierten Bereichen (Seite 114 Nr. XII) 
 
VwV-StVO zu § 26 FGÜ: I. Örtliche Voraussetzungen 4. FGÜ müssen ausreichend weit voneinan-
der entfernt sein = unbestimmter Rechtsbegriff, hier unerheblich 
 
Insbesondere auch auf klassifizierten Straßen √ 
 
Kommt insbesondere in Betracht, wenn: 
 

a. die erforderlichen Sichtweiten (für 50 km/h = 100m Erkennbarkeit FGÜ + 50m Sicht von/auf 
Warteflächen) nicht sichergestellt sind (bei 30 km/h = 50/30) geprüft in Verkehrsschau > 
sichergestellt 
oder  

b. Fahrzeugführende bei Annäherung an den FGÜ regelmäßig ihre Geschwindigkeit nicht 
derart verringern, dass den querungswilligen Fußgängern ihr Vorrang erkennbar einge-
räumt wird > nichtzutreffend siehe Unfallstatistik > keine Unfallhäufungsstelle 
 

TOP Ö  6TOP Ö  6
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Auskunft Polizei 16.06.25 über Unfälle: 
 
wir hatten an den Fußgängerüberwegen folgende Verkehrsunfälle (2022 bis 2024): 
 
Höhe Henrik-Moor-Weg 
 

• GES schob ihr Fahrrad über den FGÜ in Richtung Henrik-Moor-Weg und Pkw in Fahrtrich-
tung Schöngeisinger Straße übersieht die Fußgängerin. Zusammenstoß zwischen schieben-
dem Rad und Pkw. Fußgängerin leicht verletzt. 
 

• 12-jährige GES fährt mit ihrem Fahrrad vom Henrik-Moor-Weg kommend über den FGÜ und 
wird dabei von einem Pkw, der Richtung B2 unterwegs war, leicht erfasst. Zusammenstoß 
mit geringer Geschwindigkeit. GES leicht verletzt. > Fehlverhalten GES 
 

• Fußgänger überquert FGÜ und Pkw bleibt ordnungsgemäß stehen. Nachfolgendes Fahr-
zeug erkennt dies zu spät und fährt dem Pkw hinten auf. Fußgänger nicht beteiligt. > Fehl-
verhalten Kfz-Führer (ohne FG-Beteiligung) 

 
Höhe Veranstaltungsforum 
 

• Pkw, stadtauswärts in Richtung Schöngeisinger Straße, hält ordnungsgemäß am FGÜ an 
und nachfolgendes Fahrzeug erkennt dies zu spät und fährt dem Pkw hinten auf > Fehlver-
halten Kfz-Führer (ohne FG-Beteiligung) 
 

Höhe Am Engelsberg 
 

• Insgesamt drei Auffahrunfälle mit Pkw´s, die ordnungsgemäß am FGÜ angehalten hatten 
und nachfolgende Fahrzeuge auffuhren > Fehlverhalten Kfz-Führer (ohne FG-Beteiligung) 
 

• Radfahrerin fährt mit ihrem Rad auf dem gemeinsamen Geh- und Radweg in Richtung 
Schöngeisinger Straße und überquert fahrend, ohne Ankündigung, den FGÜ. Ein in gleicher 
Richtung fahrender Pkw kann nicht mehr rechtzeitig bremsen und es kommt zum Zusam-
menstoß. Radfahrerin leicht verletzt > Fehlverhalten GES 

 
➢ Prüfung Unfälle hat ergeben: in 3 Jahren 8 Unfälle an den 3 FGÜ, davon: 

 
2 von 8 auf Grund Fehlverhalten Radfahrer/In 
 
5 von 8 auf Grund Fehlverhalten (Unaufmerksamkeit) nachfolgender Fahrzeugführer/In ohne 
Fußgängerkontakt 
 
1 von 8 auf Grund Fehlverhalten (Unaufmerksamkeit) Fahrzeugführer/In mit Fußgängerkon-
takt 
 

Ergebnis: 
 
Die besonderen Voraussetzungen (a/b) liegen nicht vor. Im bez. Straßenabschnitt gibt es 
auch keine allgemeinbildende Schule, keinen Kindergarten, kein Altenheim o.ä. Einrichtun-
gen mit besonders schutzbedürftigen Personen.  
Auch gibt es keine Probleme an den FGÜ, die eine Anordnung nach § 45 Abs. 9 Satz 1 StVO 
(auf Grund der besonderen Umstände zwingend erforderlich (vgl. Unfallstatistik) rechtferti-
gen würden. 
Die Teilnehmer kommen daher zu dem Ergebnis, dass keine Geschwindigkeitsbeschränkung 
entsprechend der Antragstellung angeordnet werden soll (keine Zustimmung Polizei).  
Hierdurch würde ein Präzedenzfall geschaffen mit der Folge, dass zu erwartende Folgean-
träge zum Automatismus führen würden, was rechtswidrig wäre. 
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STADTVERWALTUNG FÜRSTENFELDBRUCK 
 

Beschlussvorlage Nr. 3815/2025 
 

37. öffentliche und nichtöffentliche Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Ver-
kehr und Tiefbau 

 

Betreff/Sach-
antragsnr. 

Sachantrag Nr. 186 - Radlfreundlicher Umbau Leonhardsplatz und 
Münchner Straße 

TOP - Nr.  Vorlagenstatus öffentlich 

AZ: 43-Ges Erstelldatum 11.12.2025 

Verfasser Gessner, Claudia Zuständiges Amt Amt 4  

Sachgebiet 43 Stadtentwicklung Abzeichnung OB: 

 

Beratungsfolge Zuständigkeit Datum Ö-Status 

1 Ausschuss für Umwelt, Verkehr 
und Tiefbau 

Entscheidung 04.02.2026 Ö 

 

Anlagen: Anlage 1 – SA-Nr 186; STR Brückner Leohnardsplatz und Münchner 
Str. radlfreundlicher Umbau 

 

Beschlussvorschlag: 
 

Gemäß Sachantrag Nr. 186/2020-2026 

Der Ausschuss für Umwelt, Verkehr und Tiefbau beschließt:  

1.) Die Stadtverwaltung wird beauftragt, im Zuge der geplanten Sanierung der histo-
rischen Amperbrücke den Bereich Leonhardsplatz und die Münchner Straße zwi-
schen Amperbrücke und Emmeringer Straße radlfreundlich umzubauen.  

 

Abweichender Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Der Ausschuss für Umwelt, Verkehr und Tiefbau beschließt:  

1. Die Stadtverwaltung wird beauftragt, den radl- und fußgängerfreundlichen Um-
bau des Leonhardplatzes und der Münchner Straße im Bereich zwischen Am-
perbrücke und Emmeringer Straße bestmöglich an den Zeitplan der Bauarbeiten 
an der Amperbrücke anzupassen, um die Sperrung dieser Wegeverbindung so 
gering und so kurz wie möglich zu halten. Ein zeitlich unabhängiger Umbau des 
Leonhardplatzes kann erfolgen, die Planung soll natürlich mit den Plänen der 
Münchner Straße abgestimmt werden. Entsprechend notwendige Budgets wer-
den für die jeweiligen Projekte ermittelt und beantragt. Die Planung für den Um-
bau der Inneren Fürstenfelder Straße ist bereits beauftragt. Ein Budget hierfür ist 
also im HH 2026/2027 bereits berücksichtigt.  

TOP Ö  7TOP Ö  7
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Refe-
rent/in 

            Verkehr,Tiefbau Ja/Nein/Kenntnis     

Refe-
rent/in 

                        Ja/Nein/Kenntnis    

Refe-
rent/in 

                        Ja/Nein/Kenntnis    

Refe-
rent/in 

                        Ja/Nein/Kenntnis    

Refe-
rent/in 

                        Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat              Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat              Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat              Ja/Nein/Kenntnis    

     

Klimarelevanz   mittel 

Umweltauswirkungen  mittel 

Finanzielle Auswirkungen  Ja 

Haushaltsmittel stehen zur Verfügung  Ja für Innere 
Fürstenfelder 

Str. 

      € 

Aufwand/Ertrag lt. Beschlussvorschlag  

 

 

               € 

Aufwand/Ertrag der Gesamtmaßnahme  

 

 

un
be
ka
nn

t 

      € 

Folgekosten      

     

 

 

 

  
  
  

      € 
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Sachvortrag: 
 
Der Sachantrag Nr. 186/2020-2026 von Hr. Stadtrat Thomas Brückner (Bündnis 
90/Die Grünen) ist am 08.07.2025 eingegangen. Gegenstand des Antrags ist der mit 
der geplanten Sanierung der Amperbrücke gleichzeitige durchzuführende radlfreund-
liche Umbau des Leonhardplatzes und der Münchner Straße zw. Amperbrücke und 
Emmeringer Straße. (siehe Anlage 1) 
 
Der Sachantrag beinhaltet folgenden Beschlussvorschlag: 
 

1. Die Stadtverwaltung wird beauftragt, im Zuge der geplanten Sanierung der histo-
rischen Amperbrücke den Bereich Leonhardsplatz und die Münchner Straße zwi-
schen Amperbrücke und Emmeringer Straße radlfreundlich umzubauen.  

 
Begründet wird der Antrag mit der Nutzung der für die Amperbrückenbaustelle unter-
brochenen Verkehrsverbindung auch für die Bauarbeiten in den anderen beiden Be-
reichen. Die Hauptverkehrsstraße in kurzer Zeit zweimal hintereinander zu sperren 
soll vermieden werden.  
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 

Der Stadtverwaltung ist es stets ein großes Anliegen, Baustellen bestmöglich aufei-
nander abzustimmen und die Einschränkungen für die Bürgerschaft zeitlich und ört-
lich so begrenzt wie möglich zu halten.  
 

Schon in den ersten Gesprächen mit dem Staatlichen Bauamt über die Erneuerung 
oder Sanierung der Amperbrücke wurde betont, dass hier an die Münchner Straße 
gedacht werden soll. Durch diese muss in jedem Fall auch der Baustellenverkehr 
abgewickelt werden, so dass eine entsprechend geplante Sanierung der Straße dann 
auch vorgesehen werden sollte.  
Es bleibt jedoch zu beachten, dass demnach sowohl für Brücken- als auch Straßen-
planung entsprechend Kapazitäten und Mittel benötigt werden.  
 

Der Planungsauftrag für den Bereich der inneren Fürstenfelder Straße zwischen Lu-
itpold und Münchner Straße also inkl. des südlichen Teils um die Leonhardskirche ist 
bereits erteilt. Es wird mit dem Planungsbüro jedoch erarbeitet, inwieweit hier zwei 
Bauabschnitte sinnvoll wären, um auch mögliche Vorgaben aus den Ergebnissen 
einer evtl. anstehenden B2 Umverlegung berücksichtigen zu können (die Sitzungs-
vorlage wurde vor dem Zeitpunkt des Bürgerentscheids geschrieben).  
 

Der Beschluss sollte entsprechend „weicher“ formuliert werden, da nicht zugesagt 
werden kann, dass alle 3 Bereiche wirklich gleichzeitig umgebaut werden.  
 

Die Verwaltung befürwortet jedoch, zumindest den gleichzeitigen Umbau der Münch-
ner Straße mit den entsprechend auszuführenden Arbeiten an der Amperbrücke an-
zustreben. Die Planungen der 3 Bereiche sind natürlich aufeinander abzustimmen. 
Eine fußgängerfreundliche Gestaltung sollte ebenfalls erwähnt werden.  
Die vom Antragsteller schon früher eingebrachten und hier nochmal erwähnten Vor-
schläge werden bei den Planungen der jeweiligen Abschnitte mitberücksichtigt und 
dem dann beauftragten Planer zur Prüfung und ggf. Einarbeitung zur Verfügung ge-
stellt.  
 
Die Stadtverwaltung schlägt somit vor, den auf Seite 1 befindlichen Entschluss zu 
fassen.  
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STADTVERWALTUNG FÜRSTENFELDBRUCK 
 

Beschlussvorlage Nr. 3816/2025 
 

37. öffentliche und nichtöffentliche Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Ver-
kehr und Tiefbau 

 

Betreff/Sach-
antragsnr. 

Sachantrag Nr. 196 - Lösungen Abbiegespur Dachauer Str 

TOP - Nr.  Vorlagenstatus öffentlich 

AZ: SG43-Ges Erstelldatum 12.12.2025 

Verfasser Gessner, Claudia Zuständiges Amt Amt 4  

Sachgebiet 43 Stadtentwicklung Abzeichnung OB: 

 

Beratungsfolge Zuständigkeit Datum Ö-Status 

1 Ausschuss für Umwelt, Verkehr 
und Tiefbau 

Entscheidung 04.02.2026 Ö 

 

Anlagen: SA-Nr. 196; STR Pötzsch; Antrag Lösung für die Abbiegespur Dach-
auer Straße 

 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Umwelt, Verkehr und Tiefbau beschließt:  
 

1) Die Stadtverwaltung wird beauftragt, die Gefahrensituation im Zuge der 
Rechtsabbiegespur aus der Dachauer in die Augsburgerstraße durch einen 
Verkehrsplaner untersuchen und beurteilen zu lassen und verschiedene Lö-
sungsvorschläge mit Beurteilung des Aufwandes (inkl. der Kosten) dem UVT 
zur Entscheidung vorzulegen.   

 

 

TOP Ö  8TOP Ö  8
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Refe-
rent/in 

            Verkehr,Tiefbau Ja/Nein/Kenntnis     

Refe-
rent/in 

                        Ja/Nein/Kenntnis    

Refe-
rent/in 

                        Ja/Nein/Kenntnis    

Refe-
rent/in 

                        Ja/Nein/Kenntnis    

Refe-
rent/in 

                        Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat              Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat              Ja/Nein/Kenntnis    

Beirat              Ja/Nein/Kenntnis    

     

Klimarelevanz       

Umweltauswirkungen     

Finanzielle Auswirkungen       

Haushaltsmittel stehen zur Verfügung  ja               € 

Aufwand/Ertrag lt. Beschlussvorschlag  

 

 

Ja für Planer aus Budget 
Dienstleistungen Dritter 

SG 43 

für Interimsmaßnahmen 
aus Budget SG 44 

Straßenunterhalt oder 
Bauhof 

ca. 2.000-
5.000 € 

 

 

 

ca. 3.000 € 

Aufwand/Ertrag der Gesamtmaßnahme  

 

 

   
   

      € 

Folgekosten      

     

 

 

 

   
   

      € 
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Sachvortrag: 
 
Der Sachantrag Nr. 196/2020-2026 von Herrn Stadtrat Pötzsch (SPD) ist am 
20.10.2025 eingegangen. Gegenstand des Antrags ist immer wieder vorkommendes 
widerrechtliches Überfahren des Gehweges durch rechtsabbiegende Fahrzeuge aus 
der Dachauer in die Augsburger Straße. Laut Antragsteller stellt dies eine Gefahr für 
Fußgänger dar und der Fußweg wird zudem langfristig immer mehr geschädigt. 
Grund für das Überfahren ist der Rückstau an Fahrzeugen in die Dachauer Straße, 
die sonst an der Ampelanlage warten müssten. Für die abbiegenden Fahrzeuge sind 
in einem kleinen Abschnitt die Platzverhältnisse zu klein, um ohne Nutzung des 
Fußweges rechts an den wartenden Verkehrsteilnehmern vorbeifahren zu können. 
 
 
Der Sachantrag beinhaltet folgenden Beschlussvorschlag: 
 

1) Die Stadtverwaltung wird beauftragt, die Gefahrensituation im Zuge der 
Rechtsabbiegespur aus der Dachauer in die Augsburgerstraße durch ei-
nen Verkehrsplaner untersuchen und beurteilen zu lassen und verschiede-
ne Lösungsvorschläge mit Beurteilung des Aufwandes (inkl. der Kosten) 
dem UVT zur Entscheidung vorzulegen. 

 
Auch bei der Verkehrsschau konnten keine einfach umsetzbaren Lösungen erkannt 
werden. Ein Schutzgeländer auf dem Gehweg würde den Fußgängern helfen, aber 
zu vermehrten unnötigen Verkehrsbehinderungen führen (Antragsteller).  
 
Stellungnahme der Verwaltung:  
 
Nach Bekanntwerden der Beschwerden waren auch die Straßenverkehrsbehörde 
und die Verkehrsplanung der Stadt FFB vor Ort. Die aktuell markierten Fahrspuren 
(Rechtsabbiegebereich mit 2,45 m Breite, Geradeausbereich mit 2,65 m Breite und 
Gegenrichtung mit 2,90 m Breite) liegen unter der eigentlich nach Richtlinie notwen-
digen Fahrspurbreite von mind. 2,75m, bei Linienbusverkehr sogar mindestens 3m 
Breite vor einer Lichtsignalanlage. Man kann somit keine Ummarkierung vornehmen, 
um die Breiten ggf. anders zu verteilen. Eigentlich dürften hier keine getrennten 
Fahrspuren markiert sein, sondern es kann lediglich eine gemeinsame, verbreiterte 
Geradeaus-Rechtsabbiege-Aufstellfläche mittels Richtungspfeilen verdeutlicht wer-
den.  
 
Eine Verlagerung der Bordsteine auf der Südseite nach außen ist nur mit erhebli-
chem Aufwand (z.B. Versetzen eines Telekomschachts) und einer erheblichen Ein-
schränkung und Einengung für den Fußverkehr machbar.  
 
Ohne bauliche Eingriffe kann somit im Bereich der Fahrspuren keine Änderung her-
beigeführt werden. Das Überfahren des Gehwegs könnte nur durch Einbauten (Ge-
länder, Pfosten, o.a.) verhindert werden. Der Rückstau müsste dann in Kauf genom-
men werden, die Sicherheit der Fußgänger sollte natürlich aber bestmöglich gewähr-
leistet werden.  
So geben es auch die StVO und die VwV-StVO vor: Die Leichtigkeit des Verkehrs ist 
für alle Verkehrsarten mit den zur Verfügung stehenden Mitteln zu erhalten. Die Ver-
kehrssicherheit aller Verkehrsteilnehmer geht der Leichtigkeit des Verkehrs vor.  
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Da mit dem Verhindern des Überfahrens des Gehwegs durch Einbauten jedoch auch 
negative Auswirkungen auf Rettungsfahrzeuge und Verzögerungen im ÖPNV-
Verkehr einhergehen würden, wird von diesen zunächst abgesehen. Es wird aber mit 
dem ÖPNV dazu nochmal Rücksprache gehalten.   
 
Aktuell ist es somit nur möglich, mit der Auffrischung der markierten Richtungspfeile 
und der Mittelmarkierung zwischen den Fahrtrichtungen die Fahrzeuge zur korrekten 
Aufstellung zu motivieren und somit ein Vorbeifahren des rechtsabbiegenden Ver-
kehrs bestmöglich zu gewährleisten.  
 
Von der Wegnahme von Flächen aus den Seitenbereichen rät die Verwaltung zu-
nächst ab.  
 
Die Verwaltung kann jedoch gerne ein externes Planungsbüro beauftragen, sich die 
Situation anzusehen, mögliche bauliche Verbesserungen zu erarbeiten und Kosten 
abzuschätzen. Sie rät zusätzlich dazu, die Markierung als kurzfristige Maßnahme zu 
verdeutlichen und bei Planung der Augsburgerstraße im südlichen Bereich auch den 
KP Dachauer Straße einzubeziehen und zu optimieren. 
 
 
Sie schließt sich somit dem vom Antragsteller eingereichten und auf Seite 1 befindli-
chen Beschlussvorschlag an.  
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